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Amtlicher Theil.
Mit Entschließung Großh . Generaldirektion der Staats -

eisenbahnen vom 2 . Oktober d . I . wurde Betriebsassistent
Karl Oberle in Thaingen zum Stationsverwalter da¬
selbst ernannt .

Mt Entschließung Großh . Generaldirektion der Staats -
eisenbahnen vom 3 . Oktober d . I . wurden die Expeditions -
asfistenten Georg Ritter in Schwetzingen nach Heidel¬
berg und

Wilhelm Wicken häuf er in Baden nach Schwetz¬
ingen versetzt .

Nicht-Kmtlicher « heil.
Nachlese zur Bureufrage .

SRX . Berlin , 17. Oktober.

Kleine Fe st st eil ungen :
1. Die „Rheinisch-Westfälische Zeitung " behauptet

unterm 15. d . M . , das Auswärtige Amt habe von der
an die Burengenerale gelangten Eröffnung Uber die Mög¬
lichkeit eines Empfanges durch den Kaiser erst erfahren ,
als die Generale wegen der Nachsuchung der Audienz
schon bedenklich geworden waren .

Die Wahrheit ist, daß gleich die allererste Anregung
der Audienzsrage bei den Burengeneralen auf höhere
Weisung durch eine im Aufträge des Auswärtigen Amtes
handelnde Persönlichkeit erfolgte , die ihrerseits nicht un¬
mittelbar, sondern durch einen nicht-deutschen Vermittler
die Generale von der Bereitwilligkeit des Kaisers , sie auf
Anmeldung durch den britischen Botschafter zu empfangen ,
verständigte.

2 . Herr Pastor Schowalter erklärt in einer Zuschrift an
die „Münchener Neuesten Nachrichten"

, sein Brief an den
Staatssekretär des Aeußern über den Empfang der Ge¬
nerale sei nicht für die Öffentlichkeit bestimmt gewesen
„Trotzdem"

, sagt die „Deutsche Tageszeitung " , „wurde
der Brief in die Öffentlichkeit gebracht" .

Die Wahrheit ist, daß bevor der Brief des Herrn Scho
Walter im Auswärtigen Amt eingetrosfen war , den „Leip¬
ziger Neuesten Nachrichten" die in deren Nummer vom
12. d. M . veröffentlichten Mittheilungen über den Ab¬
gang und den Inhalt des Schreibens zugegangen sind.
Ohne diese Veröffentlichung wäre es Herrn Schowalter
erspart geblieben , in der „Nordd . Allg . Ztg .

" indirekt als
nicht berufener Vermittler bezeichnet zu werden . Wer
aber hat den „Leipziger Neuesten Nachrichten" die be¬
treffenden Mittheilungen gemacht ? Das Auswärtige Amt
gewiß nicht, also wohl der Herr Briefschreiber selbst.

3 . Das Auswärtige Amt habe in der Presse gegen den
Empfang der Burengenerale durch den Kaiser polemisiren
lassen . ( „Rheinisch-Westfälische Zeitung "

. )
In Wahrheit ist nicht ein einziger Artikel , abgesehen

von gelegentlichen mißfälligen Aeußerungen proburischer
Blätter , wie z . B . der Bemerkung der „Rheinisch-West¬
fälischen Zeitung " über das Unangenehme eines Em¬
pfanges durch „diesen Kaiser " ( !) in der deutschen
Presse gegen die Vorlassung der Burengenerale bei
Seiner Majestät geschrieben worden . Das Auswärtige
Amt hat niemals gegen eine Sache schreiben lassen , die
es selbst befürwortet hatte . Ebensowenig war die Ber¬
liner Reise der Generale als solche jemals Gegenstand einer
von den amtlichen Stellen gewünschten Abwehr . Ernste und
vielfache Verwahrungen mußten allerdings eine Zeitlang ,
als die Audienzfrage der Presse noch ganz unbekannt war ,
gegen die den Burengeneralen selbst peinliche Ausstreuung
eingelegt werden, als solle ihr Aufenthalt in Berlin zu
anti -englischen Kundgebungen dienen . Die betreffende
Ausstreuung kam von alldeutscher Seite . Sie wurde erst
widerrufen, als ihr Urheber einsah , was er damit an¬
gerichtet hatte .

(Telegramme . )
* Berlin , 16 . Okt . Die Burengenerale Botha , De

wet und Delarey trafen um halb 6 Uhr Abends auf
öenr Bahnhof Zoologischer Garten ein und fuhren nach
einer Begrüßungsansprache des Vorsitzenden des Em -
Vfangsausschusses, Abgeordneten Lueckhoff , durch die
von der Menge eingesäumten Straßen nach dem Hotel
dririz Albrecht, wo sie Schriftsteller Trojan namens des
diesammtausschusses begrüßte . Die Volksmenge bereitete
öon Generalen stürmische Huldigungen .

Berlin , 17 . Okt. Um 1 Uhr 15 Mn . erschienen die
Bu ren g e n er a I e in der Wandelhalle des Reichs¬
tages , heimlich begrüßt von zahlreichen Reichstagsab¬
geordneten , und besichtigten das Reichstagsgebäude unter
Führung des Fürsten Herbert Bismarck . Als die Ge¬
nerale auf der Zuschauertribüne erschienen, strömten die
Abgeordneten , die während der Rede des Abg . Antrick in
der Wandelhalle sich aufgehalten hatten , in den Sitzungs¬
saal . Die Generale erregten die allgemeine Aufmerksam¬
keit der Abgeordneten und Zuschauer.

Berlin , 17 . Okt . Bei Beginn des Festmahls zu
Ehren der Burengenerale sprach Reichstagsabge¬
ordneter Stöcker ein Gebet. Später hielt Botha
eine Rede, in der er sagte, die Generale wären nicht hier,
wenn sie nicht im Interesse der Existenz ihres Volkes für
nöthig gehalten hätten , den schweren Weg zu gehen , Geld
für ihr Volk zu suchen , das Werth sei, daß ihm geholfen
werde . Tie Buren hätten den Frieden geschlossen und
wollten als englische Unterthanen angesehen werden , da¬
rum freue er (Redner) sich , daß heute auf dem ganzen
Wege der Generale durch die Stadt kein Wort gegen ihre
neue Regierung gefallen sei . Die große Summe , die sie
erhalten hätten , lasse ihre Herzen von unendlicher Dank¬
barkeit überfließen . Vor Bothas Rede hatte Landtags¬
abgeordneter Or . Rewoldtein Hoch aus Seine Majestät
den Kaiser ausgebracht. Nach Botha sprachen Redak¬
teur Or . Liman und Reichstagsabgeordneter Schrempf .
Dewet ergriff dann das Wort , gab seiner Dankbarkeit
Ausdruck und schilderte , wie nöthig sein Volk der Unter¬
stützung bedürfe und betonte, die Generale hätten keine
politische Aufgabe , sondern sie wollten beweisen , daß sie
treue englische Unterthanen seien . Dewet erwähnte dann ,
daß er die Weiterreise der Generale vielleicht nicht mit¬
machen werde, weil er traurige Nachrichten von zu Hause
erhalten hätte , und zwar von dem Tode eines Kindes und
der Krankheit eines anderen Kindes . Nachdem noch eine
Reihe anderer Redner gesprochen hatte , fand das Fest um
Mitternacht seinen Abschluß .

Deutscher Reichstag .
Die Verbündete « Regiernngen und der Zolltarif .

Die in der gestrigen Sitzung des Reichstages vom
Reichskanzler Grafen Bülow gehaltene ( in tele¬
graphischem Auszug bereits mitgetheilte ) Rede hatte im
wesentlichen folgenden Wortlaut :

Reichskanzler Graf Bülow : Ich möchte zunächst den Mit¬
gliedern der Zolltarifkommission den Dank der Verbündeten
Regierungen aussprechen für die hingebungsvolle Arbeit , mit der
sie sich eingehend der Durchberathung des Gesetzentwurfs zum
Tarifgesetz und zum Tarif selbst mit seinen 946 Positionen
unterzogen haben. Auch wenn man mit den Ergebnissen dieser
Arbeit nicht in allen Punkten einverstanden ist, verdient die Ar¬
beit selbst doch volle Anerkennung. Um so mehr Höften die Ver¬
bündeten Regierungen, daß die Arbeit keine vergebliche sein
wird , sondern, daß sie die Basis bilden wird für eine Ver¬
ständigung zwischen den Verbündeten Regierungen und diesem
Hohen Hause über die künftigen Grundlagen unserer Zoll-
und Wirthschaftspolitik. Wir sieben vor der zweiten Lesung
der Tarifvorlage , die voraussichtlich im wesentlichen
entscheidend für die endgültige Gestaltung derselben ist.
Ich will deshalb nochmals im Namen der Verbündeten Regie¬
rungen und unter ausdrücklicher Zustimmung der Verbündeten
Regierungen die Gesichtspunkte zusammenfasscn, die für die
gesetzgeberische Aktion der Verbündeten Regierungen maßgebend
gewesen sind und bleiben . Am 31 . Dezember 1903
tritt der Zeitpunkt ein , wo die wichtigsten Zoll - und Han¬
delsverträge des Deutschen Reiches mit den
andern Staaten gekündigt werden können . Damit bietet sich
für uns die Möglichkeit , unsere handelspolitischen Beziehungen
mit dem Auslande neu zu regeln . Dabei glaubten die Ver¬
bündeten Regierungen zwei Gesichtspunkte in den Vordergrund
stellen zu müssen . Ein wichtiges Glied unseres volkswirth -
schaftlichen Organismus , das nach der Ansicht der Verbündeten
Regierungen noch immer noihlerdet, ist die Landwirth -
schaft . Deshalb wollen die Verbündeten Regierungen diesem
für unsere ganze Volkswirthschaft so wichtigen Crwerbszweig
einen erhöhten Zollschutz angedeihen lassen . Die Verbündeten
Regierungen wollen aber gleichzeitig unserer hochentwickelten
Industrie nicht nur auf dem inländischen Markte gegen¬
über dem Eindringen fremder Maaren Helsen, sondern daneben
auch diejenigen Absatzgebiete, die wir unter dem Schutze der
bisherigen Wirthschaftspolitik erobert haben , ihr sichern und
thunlichst erweitern. In diesem Hohen Hause sind bekanntlich
die Ansichten darüber getheilt, ob die im neuen Deutschen
Reich während des letzten Dezenniums bestehende Handels
Politik — ich meine das System der gebundenen Tarife —
im Gegensatz zu dem der Tarifautonomie für und das
Richtige ist . Ich möchte auf diesen Streitpunkt nicht näher ein-
gehen , aber daran hoch erinnern , daß während der ersten Lesung
der Tarifvorlage auch die Anhänger der Tarifautonomie sich
unter gewissen Bedingungen mit dem Abschluß don Handels¬
verträgen auf eine längere Zeit einverstanden erklärt haben
Wir haben das gethan, weil unsere Industrie langfristige Han¬
delsverträge braucht, weil eine solche Stabilität des Absatzes

ihrer Produktion im Auslände eine fundamentale Bedingungihres Gedeihens ist. Selbstverständlichwollen die VervüiiöetenRegierungen nicht Handelsverträge um jeden Preis , sondern nurauf einer für uns annehmbaren Basis, auf der Bai -s vollerGegenseitigkeit und unter Wahrung unserer berechtigten In¬teressen. Um nun mit Aussicht auf Erfolg in solche Verhand¬lungen einzutreten , wollen wir dafür eine geeignete Grundlageschaffen . Deutschland hat die Zölle in seinem autonomenTarif mit wenigen Ausnahmen auf dem Stand von 1879 be¬lassen. Eine gcivisse Anzahl solcher Zölle ist in späteren Ver¬handlungen herabgesetzt worden, insbesondere die Getreide¬zölle . Dagegen haben andere Staaten , mit denen wir imVertragsverhältnitz oder im Meistbegünstigungsverhältnißstehen , wesentliche Verschiebungen in der Gestalt ihrer Tarifevollzogen. Rußland und Italien haben eine Erhöhung ihrerSchutzzölle vorgenommen durch Tarifänderungen oder sonstigeBestimmungen, und auch eine Reihe anderer Positionen , dredurch die Handelsverträge nicht ausdrücklich gebunden sind,sind direkt erhöht worden, darunter auch solche , bei denen unsereAusfuhr nicht unwesentlich betheiligt ist . Amerika hatte 1897den Dinglehtarif mit seinen hohen Zollschranken errichtet. DieSchweiz hatte schon 1891 vor Abschluß des Handelsvertragsmit uns ihren autonomen Tarif fast durchweg erhöht und gehtjetzt daran , im Hinblick auf die neuen Verhandlungen dies wei¬ter zu thun . Oesterreich -Ungarn schickt sich an , seinen Zolltarifheraufzusetzen. Dasselbe that Rumänien schon , als ich dre Ehrehatte , Gesandter in Bukarest zu sein , mit einer großen An¬zahl seiner Zollpositionen . Auch sonst haben sich die wirth -schaftlichen Verhältnisse vielfach geändert. In einigen Staaten ,in der Schweiz unter andern, sind während des letzten Dezen¬niums die einheimischen Industrien erstarkt . Man wird mehrals früher bestrebt sein, den inländischen Markt der inländi¬schen Industrie zu erhalten . Wir werden also in diesem Fallefür die Zulassung unserer Maaren größere Zugeständnisse zubieten haben, als sie in jenen Jahren von uns gefordert wur¬den . Um so mehr ist cs geboten , daß wir unser handelspoliti¬sches Rüstzeug erheblich verstärken , wenn wir als ebenbürtigeGegner auf diesem Kampfplatz erscheinen wollen. Zu diesemZwecke haben die Verbündeten Regierungen den Entwurf zueinem autonomen, zu einem neuen Tarif aufgestellt, der so¬wohl in der äußern Anordnung, wie in der Erhöhung der ein¬zelnen Positionen vielfach vom alten Tarif abweicht . Derneue Tarif unterscheidet sich von diesem also zunächst durch seineEntwickelung, größerer Spezialisirung, Zerlegung einer großenAnzahl von Sammelpositionen in Einzelpositionen . Bei demTarif ist darauf geachtet worden, daß er für die Verhandlungenhinlänglichen Spielraum bietet. Ob in der Kommission die¬sen Gesichtspunkten überall Rechnung getragen worden ist,erscheint den Verbündeten Regierungen zweifelhaft .Die einzigen Ausnahmen in dem dargelegten System sind dieZölle für die vier Hauptgetreidearten. Für diese sind dem drin¬genden Wunsch unserer Landwirtschaft entsprechend Maximal -und Minimalzölle angesetzt worden . Sein Abschnitt des gan¬zen Tarifs ist Gegenstand so lebhafter Angriffe gewesen , wiedieser, mit welchen das Hohe Haus beschlossen hat , zu be¬ginnen . Die Verbündeten Regierungen glauben, daß die Höheder Getreidezölle gerade bemessen ist, um einerseits unsere Land -wirthschast in ihrer bisherigen Jntensivität und ihrem bisherigenUmfange zu erhalten und andererseits den Abschluß lang¬fristiger Handelsverträge noch möglich erscheinen zu lassen.Daß die Landwirthschaft eine schwere Krisis durchgemacht hat ,und zum Theil noch durchmacht , kann nach Ansicht der Ver -bündeten Regierungen nicht ernstlich bestritten werden .Das nationale Gesammtinteresse macht es zurPflicht , die Ernährung des deutschen Volkes nach Möglichkeitvom Auslande unabhängig zu stellen . Das nationale Ge¬sammtinteresse gebietet uns , den so zahlreichen und sozial¬politisch so wichtigen Theil der Bevölkerung leistungsfähig ,stark und lebensfähig in seiner Produktion zu erhalten . Dasist nur möglich , durch eine verständige Schutzzollpolitik , und des¬halb haben die Verbündeten Regierungen eine Erhöhung derGetreidezölle vorgeschlagen . Gegenüber den Angriffen , die einsangeblich zu niedrige Bemessung der Getreidezölle behaupten »weise ich darauf hin , daß der Landwirthschaft durch Festlegungeiner Mindestgrenze für die vier Hauptgetreidearten ein Rechteingeräumt worden ist, welches keiner anderen Gruppe der andieser Gesetzgebung betheiligten Interessen zu Theil wurde ;ferner , daß die Mindestsätze dieses Entwurfs im Vergleich zuden bisherigen Tarifsätzen eine sehr erhebliche, sehr wesent¬liche Erhöhung erfahren haben . Gegen die Erhöhung der Ge¬treidezölle ist insbesondere der Umstand hervorgehoben worden ,daß dadurch die Lebenshaltung der arbeitenden Klaffen unge¬bührlich vertheuert würde ; diese Verschiebungen im Haushaltdes Arbeiters könnten nur durch steigende Löhne ausgeglichenwerden , also Erhöhung der Produktionskosten der Industrie »und das erschwere derselben den Wettbewerb auf dem Welt¬markt oder mache ihn unmöglich . Die Verbündeten Regie¬rungen , denen die fortschreitende Lebenshaltung unserer ar¬beitenden Klassen ebenso sehr am Herzen liegt, wie die Erhal¬tung der Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie , haltendiesen Einwand nicht für berechtigt . Die Einführung der Ge-
treidezölle 1879 und die spätere Erhöhung hatkeinePreis -
steigerung zur Folge gehabt . Die Schwankungen der
Preisbildung gingen unabhängig davon hin und her . UnsereIndustrie hat sich glänzend entwickelt auch in einem Zeit¬raum , wo die Zölle erhöht worden sind. Deshalb glauben die
Verbündeten Regierungen, daß durch eine Erhöhung der Ge¬
treidezölle in den Grenzen des Entwurfs kein anderer Berufs¬stand geschädigt wird . Wenn gesagt wird, die Landwirthschafthabe an langfristigen Handelsverträgen kein Interesse , sokönnen wir das nicht zugeben ; denn auch die Landwirth -
schast hat ein Interesse an der Entwickelung der Industrie .Aber soweit ein Gegensatz zwischen diesen beiden Haupterwerbs -
aruppen besteht , erwächst für die Verbündeten Regierungen die
Pflicht , ausgleichend einzugreifen und zwischen diesen an sichberechtigten Interessen eine mittlere Linie zu ziehen. Wennden Verbündeten Regierungen noch immer der Vorwurf ge-



inacht wird , daß sie diese mittlere Linie nicht verlassen wollen,
so erwidere ich darauf , daß die Verbünd e t e n Regie¬
rungen sich durch keinerlei Angriffe , weder
von links noch von rechts , abdrängen lassen
von dieser mittleren Linie , deren Einhal¬
tung im Interesse des Staatswohles liegt ;
denn diese Linie ist nicht gezogen aus doktrinärer Vorliebe für
dieses oder jenes System der Handelspolitik, sondern nur aus
zwingenden Gründen der Staatsraison . aus der gebieterischen
Nothwendigkeit. zwischen den verschiedenen Erwerbsklassen den
Ausgleich zu schaffen . Es ist oft gesagt worden, es kann nicht
oft genug gesagt werden, Deutschland ist weder ganz Agrar¬
staat , noch ganz Industriestaat , sondern es ist beides. Für die
Arbeiter stehen nach Ansicht der Verbündeten Regierungen
in erster Reihe niedrige Lebensmittelzölle viel weniger in
Frage , als das Vorhandensein einer sichern und lohnenden Ar¬
beitsgelegenheit. Ebensowenig hat unsere Industrie Anspruch
auf einen so billigen Arbeitslohn , daß darüber die broderzeu-
gende Landwirthschaft zu Grunde geht . Also wieder ergibt sich
die Pflicht des Ausgleichs. Wir haben von 1887 bis 1892 einen
Zoll von 5 M . auf Roggen und Weizen gehabt, ohne daß die
Entfaltung unserer Industrie dadurch gehemmt worden wäre .
Wenn wir jetzt mit Weizen bis 5 .60 M . gehen , so ist davon eine
Benachteiligung der Lebenshaltung unserer Arbeiterklassen
kaum zu besorgen, zumal dieser nicht die Hauptfrucht für den
Arbeiter ist . In Frankreich war bis 1894 auf Weizen ein Zoll
von 6 .60 M . , und ich wüßte mich nicht zu erinnern , daß die
Minister , die ausgezeichneten Minister , die , aus den Reihen der
sozialdemokratischen Partei hervorgegarigen,
^während der letzten Jahre in Frankreich thätig gewesen sind ,
die Beseitigung dieser Weizenzölle durch Gesetz herbeigeführt
oder auch nur angeregt hätten . In England , dem größten
Industriestaat der Welt , hat man kein Bedenken getragen, zu
einem Zoll auf Weizen und Mehl zurückzukehren . Jedenfalls
würde unsere Industrie , soweit die Versorgung von Arbeitern
mit Brodgetreide in Frage kommt , doch wesentlich unter den¬
selben Bedingungen arbeiten wie das Ausland . Je höher aber
der Getreidezoll bemessen wird , um so mehr wächst die Möglich¬
keit einer vom Weltmarkt unabhängigen Bewegung der Preise
innerhalb der Zollschutzgrenze . Dadurch besteht aber die Ge¬
fahr , daß der durch den Getreidezoll gesteigerte Preis dann im
Widerspruch steht mit der Ernährung der arbeitenden Klassen .
Ein solcher Widerstreit muß nach Ansicht der Verbündeten Re¬
gierungen vermieden werden. Hier ist die Rücksicht auf die
Konsumenten und insbesondere die lohnarbeitende Bevölkerung
die unübersteigbare Schranke für die Bemessung des Zollsatzes .
Ich erinnere ferner an die Erfahrungen von 1891 , wo unter
der plötzlichen Preissteigerung eine lebhafte Agitation zu Gun¬
sten einer zeitweisen Aufhebung der Getreidezölle eintrat . Die
Verbündeten Regierungen haben damals diesem Drängen nicht
nachgegeben . Würden die Getreidezölle aber zu hoch bemessen,
so würde mit dem Hochschnellen des Preises gerechnet werden,
müssen , da so plötzliche Eingriffe in die Zollgesetzgebung nicht
nur in den Getreidehandel , sondern auch in die Staatsfinanzen
ein bedenkliches Moment der Unsicherheit tragen . Die Er¬
fahrungen von 1891 haben gezeigt , daß 5 M . bis 6 .50 M . diese
Grenze bezeichnen . Und endlich würde — ich sage das in voller
Kenntniß der Tragweite meiner Worte — eine Erhöhung oder
Erweiterung der Minimalzölle das Zustandekommen von Han¬
delsverträgen unmöglich machen . Die Verbündeten Regie¬
rungen sind in punkto Mindestsätze bis zu der äußersten Grenze
gegangen, wo das Zustandekommen von Handelsverträgen noch
möglich erscheint . Die Vertragsstaaten haben dasselbe In¬
teresse an der Erhaltung des deutschen Marktes , dieses für ihr
Getreide und für ihre Rohstoffe so hochwichtigen Absatzgebietes ,
wie wir für die Ausfuhr dorthin , aber höher und weiter dürfen
wir mit den Mindestsätzen nicht gehen . Dieser Tarifentwurf
ist das Ergebnih eines Kompromisses in langen und mühevollen
Berathungen unter den Verbündeten Regierungen . Bei der
Aufstellung dieses Tarifentwurfs war von den Verbündeten
Regierungen als Hauptgesichtspunkt daran festgehalten wor¬
den, daß dieser Tarif ein Instrument sein solle , um wieder zu
Handelsverträgen zu gelangen. Von diesem Gesichtspunkte aus
war von mehr als einer Seite die Einfügung der Mindestsätze
in den Tarifentwurf als ein erschwerendes Moment für Han¬
delsverträge angesehen worden. Es ist von den Verbündeten
Regierungen trotzdem in dieser Richtung den von mir ver¬
tretenen und befürworteten Wünschen der Landwirthschaft ent-
gcgengekommen worden, aber mit dem Vorbehalt, daß dadurch
der Abschluß von Handelsverträgen nicht vereitelt werden
dürfe . Im allgemeinen ist der Zweck dieses Entwurfes nicht
die Erhöhung des Schutzzolles für die Industrie , sondern es
handelt sich um Anpassung an die Veränderung der Perhältnisse
in den letzten zehn Jahren . Ein großer Theil der Erhöhung
der Jndustriezölle sind Tarifzuschläge, die bei den bevorstehenden
Vertragsverhandlungen als Kompensationsobjekt zu dienen be¬
stimmt sind . Die Verbündeten Regierungen hoffen, daß auf
der Grundlage des Entwurfs eine Einigung gelingen wird.
Auf eine Erhöhung der Mindestsätze für die Getreidearten kön¬
nen die Verbündeten Regierungen ebensowenig eingehen, wie
auf eine Ausdehnung auf andere Artikel des Tarifs als auf die
vier Getreidearten . Wenn die Verbündeten Regierungen , un¬
ter denen in diefer Beziehung volle Einigkeit herrscht , auch von
den Freunden der Landwirthschaft erwidert werden sollte : Da
wollen wir den ganzen Zolltarif ablehnen, oder : Dann kehren
wir überhaupt zurück zum Freihandel , so ist das eine Argu¬
mentation , die nach Ansicht der Verbündeten Regierungen für
jeden schiver verständlich fein muß , der in den Wirren des
Tages und dem Hader der Parteien kaltes Blut und die Mög¬
lichkeit bewahrt hat , den Kampf sachlich zu nehmen
und ein einfaches Rechenexempel aufzustellen. Die Mindestzölle
des Entwurfs sind doch recht wesentliche , recht erhebliche Er¬
höhungen. Wenn der Tarifentwurf abgelehnt würde, so bliebe
den Verbündeten Regierungen nur übrig : entweder womöglich
die bisherigen Handelsverträge fortbestehcn zu lassen , oder auf
Grund des alten Tarifs in Handelvertragsverhandlungen ein¬
zutreten . Auch in letzterem Falle werden die Verbündeten Re¬
gierungen nach Kräften bemüht sein , die Interessen der Land¬
wirthschaft wahrzunehmen . Daß ihnen das aber auch beim
besten Willen nicht in dem Maße möglich sein würde, wie auf der
Basis des neuen Tarifs , brauche ich Wohl nicht auszuführen .
Das sind doch recht naheliegende und schwerwiegende Erwä¬
gungen . Deshalb richte ich an diejenigen Parteien , denen der
Schutz der Landwirthschaft besonders am Herzen liegt , die
Mahnung , und im Namen der Verbündeten Regierungen die
Aufforderung : nicht zu vereiteln , was die Ver¬
bündeten Regierungen in mühsamer Arbeit
für die Landwirthschaft erstreben , die Land¬
wirthschaft nicht um Vortheile zu bringen ,
welche die Verbündeten Regierungen ihr zu¬
gedacht haben , und sich auf dem Boden der
realen Thatsachen zu halten . Dieses Hohe Haus
fordere ich aber auch im Namen der Verbündeten Regierungen
auf , den Gang unserer Verhandlungen nicht durch künstliche
Mittel aufzuhalten und in die Länge zu ziehen . Ich kenne
in der parlamentarischen Geschichte kein einziges Beispiel, wo die
Obstruktion, möge es sich um eine künstliche , offene oder ver¬
steckte Obstruktion handeln , nicht schädigend auf das Ansehen ,
die Stellung , das Schwergewicht des Parlamentarismus gewirkt
hätte . Das heißt , die Axt an die Wurzeln des Parlamentaris¬
mus legen, wenn eine so wichtige Vorlage nicht in rein sachlicher
und loyaler Weise behandelt würde . Es ist wohl an der
Zeit , endlich Klarheit zu schaffen über die
künftigen Aussichten unserer Handelspoli¬

tik , damit die Ungewißheit beseitigt wird , die auf Handel und
Wandel lastet. Die Verbündeten Regierungen hoffen, daß
der vorliegende Tarifentwurf in der von den Verbündeten Re¬
gierungein gegebenen Gestalt die Zustimmung dieses Hohen
Hauses findet . Die Verbündeten Regierungen glauben , daß das
Zustandekommen des Tarifs der innern und äußern Wohlfahrt
des Reiches förderlich sein wird ; sie glauben , daß das Nicht¬
zustandekommen des Tarifs für alle Erwerbsstände , inbeson¬
dere die Landwirthschaft, sowie für unsere Beziehungen zum
Ausland mannigfach Mißstände im Gefolge haben wird . Ich
vertraue auf die oft bewährte Einsicht und Vaterlandsliebe die¬
ses Hohen Hauses , daß es zu einem Ergebniß komme, wie es
das Gesammtinteresse des Landes fordert . ( Beifallsrufe aus
der Mitte , die von den Sozialdemokraten mit Lärm und Hohn¬
gelächter beantwortet werden. )

Der Berichterstatter für das Tarifgesetz, Speck ( Centr . ) ,
versucht längere Zeit vergebens, gegen die große Unruhe des
Hauses anzukämpfen. Auch der Präsident dringt mit der Glocke
nur schwer durch . Er ermahnt zur Ruhe ; der Berichterstatter
habe ein Recht darauf , daß das Haus anhöre, was er im Auf¬
träge der Kommission mitzutheilen habe. Die große Mehr¬
zahl der Abgeordneten strömt in die Wandelhalle, und es tritt
verhältnißmäßige Ruhe ein.

Speck ( Centr . ) berichtet hierauf kurz und sachlich über die
Ergebnisse der Kommissionsberathung, ebenso der Hauptbericht¬
erstatter für das Getreide, Graf Schwerin - Löwitz ( dk . ) ,
speziell über die Sätze für Roggen und Weizen.

Abg . Gothein ( freist Ver . ) : Wenn die Nachbarländer
ihre Tarife ändern , fei Deutschlchand nicht ganz schuldlos
daran . Der Entwurf schaffe allerdings ein Rüstzeug, aber ein
so gewichtiges , daß es den Kampf erklären werde. Me anderen
Staaten würden ebenfalls Erhöhungen eintreten lassen . Das
würde .eine Schraube ohne Ende geben . An den Zöllen habe nur
der Großgrundbesitz, nicht aber die Landwirthschaft als solche
Interesse . Der wahre Bauernfreund müsse den Bauern Vor¬
halten , daß sie nicht recht zu wirthschaften verstehen . 20 Pro¬
zent der Großgrundbesitzer seien ungenügend vorgebildet. Die
Schwärmer für einen Befähigungsnachweis im HantMwrk reden
nie von einem Befähigungsnachweis in der Landwirthschaft.

Abg . v . Kardorff ( Reichsp . ) widerspricht dem Redner
unter Widerspruch und Lärm der Linken . Was man durch den
Schutzzoll im Ausland verliere , gewinne man im Jnlande zehn¬
fach wieder. Redner erklärte namens seiner Partei , daß sie bei
den Kommissionsvorschlägenstehen bleibe . ( Zuruf links : „Wie
lange ? "

) Das Parlament habe den Anspruch , daß seine Vor¬
schläge von der Regierung genau so ernsthaft erwogen werden,
wie letztere es vom Parlamente bei ihren Vorschlägen verlange.

* Berlin , 17 . Oktober.
( Telegraphischer Bericht. )

Am Bundesrathstische Staatssekretär Graf Posa -
dowsky . Fortsetzung der Berathung des Zolltarifs .

Abg . Antrick (Soz .) befürwortet in längerer Rede
bei schwach besetztem Hause den sozialdemokratischen An¬
trag Albrecht auf Zollfreiheit der vier Hauptgetreidearten .
Der Regierungsentwurf sei eine Mißgeburt . Wenn
der Reichskanzler Belehrungen erlassen wolle über
das Ansehen des Parlaments , so hätte er sie an die Stellen
richten sollen , welche gegenüber den Buren Alles gethan
haben, um das Ansehen des Deutschen Reiches zum Spotte
der ganzen Welt zu machen . ( ! ) Der Hinweis des Reichs¬
kanzlers auf die französischen und englischen Getreidezölle
sei verfehlt. Was soll nun mit dem Wechselbalg der Vor¬
lage geschehen? Ich glaube nicht, daß die Vernunft siegen
wird . Villeicht findet sich noch zwischen der zweiten und
dritten Lesung eine neue -mittlere Linie . Ein Theil des
Centrums werde über den Stock springen . (Inzwischen
sind die Minister Rheinbaben , Podbielski und Thielmann
am Bundesrathstische erschienen . )

Aus Württemberg.
— Stuttgart , 16 . Oktober .

Die Vorbereitungen , von denen die Einberufung des
Landtags zur Herbsttagung abhängt , haben eine unlieb¬
same Unterbrechung erfahren . Bei der Volksschulkom¬
mission der Abgeordnetenkammer hat der Zusammentritt
des Reichstags es nöthig gemacht , mit den Berathungen
auszusetzen . Zwar will die Kommission im allgemeinen
auf die Doppelmandate keine Rücksicht nehmen, bei ihrem
Vorsitzenden , Abg . Hieber, aber muß sie, zumal derselbe
zugleich Berichterstatter ist , nothgedrungen abwarten , bis
er sich von den Zolltarifdebatten des Reichstags abkömm¬
lich findet . Die Konstituirung der Kommission erfolgte
allerdings zu einer Zeit , da man noch nicht damit rechnen
konnte, daß die Zolltarifkommission des Reichstags am
Ende doch noch so rasche Arbeit machen könne , auch mag
man in der Volksschulkommission nicht darauf gefaßt ge¬
wesen sein , daß deren eigene Arbeiten sich so sehr ausdehnen
werden . Die Kommission hat bis jetzt in der ersten Lesung
nur drei Artikel der Vorlage erledigt und hat zu diesen ,
vorwiegend praktischen und technischen Bestimmungen,
volle neun Sitzungen gebraucht. Wie viele Zeit werden
da erst die prinzipiellen , viel umstrittenen Organisations¬
fragen in Anspruch nehmen , die den iibrigen Inhalt der
Novelle bilden , ganz abgesehen von den vielfach über den
Rahmen des Entwurfs hinausgreifenden ! Forderungen
der großen Lehrerpetitionen und von den mannigfachen
aus der Mitte der Kommission angekündigten Anträgen .
Vielleicht aber ist zu hoffen, daß in letzterer Hinsicht wenig-
stens die Mahnung des Kultusministers , sich vorerst auf
das von der Regierung Vorgelegte zu beschränken , im
Fortgang der Kommissionsberathungen allseitige Beach¬
tung finden wird . — Während die Schulkommission aus -
setzte, hätte die Kommission für die Gemeinde- und Be¬
zirksordnung um so mehr Muße zu ihren Berathungen
gefunden, deren Beginn denn auch auf den 8 . Oktober
festgesetzt war . Die Kommission hat indes ihren Zu¬
sammentritt verschoben , soviel verlautet hat , um die Ver¬
sammlung der Gemeindevertreter am 19. Oktober und
deren Ergebnisse abzuwarten . Ohne daß wir , wie uns
unterstellt worden ist . die Bedeutung , welche dieser Ver¬
sammlung möglicherweise zukommen wird , zum Voraus
herunterdrücken wollen, gestehen wir doch , daß uns eine
solche Rücksichtnahme mit der autoritativen Stellung der

Volksvertretung im öffentlichen Leben nicht ganz im
Uebereinstimmung zu stehen scheint. Gewiß ist bei einem
so wichtigen und umfassenden Gesetzgebungswerkdie Mit¬
wirkung weitester Kreise willkommen und gewiß ist die
Stimme derjenigen, die aus den täglichen Erfahrungen
ihres Amtes heraus die neuen Bestimmungen zu beur-
theilen vermögen, vor allen der vollsten Beachtung wür¬
dig. Aber seither war es üblich , daß die Kreise der In¬
teressenten und Sachverständigen , die zu einer Frage der
Gesetzgebung das Wort nehmen wollten, sich nach dem
Parlament richteten ; man wußte, auf den und den Ter¬
min beginnen die Berathungen der Volksvertretung oder
ihrer Kommission, und man beeilte sich , noch vorher seine
Stimme zu Gehör zu bringen . Wenn umgekehrt eine
parlamentarische Kommission den Verlauf einer privaten
Versammlung abwartet , so entsteht leicht der mißliche
Eindruck , als suche man Informationen , Material zur
Ilrtheilsbildung , am Ende gar ein Stichwort . Wenn es
irgend eine Frage der Gesetzcst-bung gibt, in welcher die
Volksvertretung sich selbst kompetent fühlen mutz , so
ist es die Gemeinde- und Bezirksordnung . Das schließt
nicht aus , daß man allen Stimmen der Oeffentlichkeitund
vorab dem Urtheil der Gemeindevertreter ein offenes Ohr
leiht . Die Kommission hätte aber unseres Erachtens bei
dem Umfang und der Weitschichtigkeit des Gesetzentwurfs
hiezu reichlich Gelegenheit gehabt, auch wenn sie zu der
vorgesehenen Zeit ihre Berathungen begonnen hätte . Im
vorigen Jahre hat ein württembergischer Publizist zu dem
Zug der Zeit auf Organisirung staatlich anerkannter In¬
teressenvertretungen die Bemerkung gemacht , daß diese
Gebilde bis zu einem gewissen Grade eine Bedeutungs -
einbuße und Unterhöhlung für die verfassungsmäßige
Volksvertretung bedeuten ; eine ähnliche Besorgniß scheint
uns nicht ganz von der Hand zu weisen , wenn es Hebung
werden sollte , daß für ständische Berathungen „Sach¬
verständigengutachten" abgewartet werden, die nicht von
den Ständen selbst veranlaßt sind .

n Aus st Lude .
Der gegenwärtige Ausstand der französischen Gruben¬

arbeiter , deren Zahl die Hunderttausend bereits überschrit¬
ten haben dürfte , muß als das Ergebniß einer Streik¬
bewegung betrachtet werden, deren Anfänge bis zum Be¬
ginn des vorigen Jahres zurückreichen . Im März 1901
legten

'
die Kohlenarbeiter von Montceau les Mines die

Arbeit nieder, jedoch kam es nicht zu einem allgemeinen
oder länger andauernden Ausstande , da die von dieser
Arbeitseinstellung betroffenen Gesellschaften den Musstän¬
digen eine nicht unerhebliche Erhöhung ihrer Lohnbezüge
gewährten . Damit war aber den Führern der sozialisti¬
schen Arbeiter und den Arbeitersyndikaten nicht gedient,
sie erweiterten deshalb ihre Forderungen in einem Maße,
daß es zu einem neuen Zwiespalt zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern kommen mußte . Auf dem Kongreß
von Lens wurde der achtstündige Arbeitstag , die Gewäh¬
rung einer Altersrente bezw . Pension von 2 Frcs . pro
Tag nach Ablauf 25jähriger Thätigkeit , das heißt für
ein Lebensalter von 38—40 Jahren , und die Festsetzung
eines Minimallohnes als die Bedingungen bezeichnet,
unter denen die Arbeiter von Montceau die Arbeit wieder
aufnehmen und die Proklamirung des Generalstreiks
unterbleiben sollte . Ta diese Bedingungen nicht erfüllt
wurden , traten von den IM 000 französischen Gruben¬
arbeitern am 28 . April 30 OM in den Ausstand , 20 000
erklärten sich gegen den Generalstreik. Trotzdem wäre
dieser , zumal diejenigen, die sich der Abstimmung ent¬
halten hatten , als Freunde des allgemeinen Ausstandes
angesehen werden sollten, thatsächlich proklamirt worden,
hätten nicht die Minenarbeiter von Montceau infolge der
Erschöpfung sämmtlicher Hilfsquellen die Arbeit wieder
ausgenommen und darnit sich gegen die weitere Ausdeh¬
nung des Streiks erklärt . Außerdem hatte die Regierung
eine Kommission mit der Prüfung der Arbeitsverhältnisse
in den Bergwerken beauftragt . Aber die an dem Fort¬
gange der Bewegung interessirten Führer ließen sich auch
dadurch nicht abschrecken , sondern hielten nach wie vor
an den Forderungen des Achtstundentages und der Alters¬
rente fest, während die Frage des Minimallohnes ange¬
sichts der absolut ablehnenden Haltung des Ministeriums
Waldeck-Rousseau vorläufig beiseite gelassen wurde . Es
half auch nichts, daß der damalige Minister der öffent¬
lichen Arbeiten eine Vorlage einbrachte, in der die Gewäh¬
rung einer Pension im Betrage von 3M Francs befür¬
wortet wurde , daß ferner die Kammer die allmähliche
Herabsetzung der Arbeitsdauer auf 8 Stunden genehmigte.
Wiederholt, im März 1902 auf dem Kongreß von Alais
und im September in Commentry wurde mit der
Proklamirung des Generalstreiks gedroht, ohne daß es
jedoch zur Verwirklichung dieser Drohung kam . Nunmehr
scheint es allerdings , daß die Syndikate ihren Einfluß
genugsam erweitert haben , um den Kohlenarberterstreik
eine dem allgemeinen Ausstande nahezu gleichwerthige
Ausdehnung zu geben .

(Telegramme. )
* Washington , 16 . Okt. In einer Erklärung über die

Beendigung des Kohlenarbeiterausstan -
des wurde mitgetheilt , daß . zur Regelung der Streit¬
fragen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern eine Kom¬
mission eingesetzt wird . Wie verlautet , sind sowohl Ar¬
beitgeber als Arbeitnehmer mit der Zusammensetzung der
Kommission zufrieden . Der Zusammentritt der Kom¬
mission soll in wenigen Tagen erfolgen.



Ein Zwischenfall im Unterhause
(Telegramm . )

* London, 16 . Okt. (Unterhaus . ) BaIfour brachte
eine Resolution ein. durch welche den Regierungsvorlagen
die ganze Session hindurch in jeder Sitzung der Vorzug
eingeräumt werden soll . Der Ministerpräsident erwähnte
unter den Gegenständen, mit denen das Haus sich außer
der Unt rrichtsbill beschäftigen wird , die Vorlage betreffend
die Zuäerkonvention und die Bewilligung eines Kredits
zwecks Erfüllung der Friedensbedingungen . Im Laufe
der weiteren Berathung des Antrages Balfour betreffend
die Geschäftsordnung beantragen mehrere irische Abge¬
ordnete. daß Gelegenheit zur Besprechung der Lage in
Irland gegeben werden sollte. Balfour sprach sich
dagegen aus und beantragte nach längerer Debatte , wäh¬
rend der die irischen Abgeordneten die Politik der Regie¬
rung rügten . Schluß der Besprechung, als sich gerade der
nationalistische Abg . JohnO ' Donnel erhob , um das
Wort zu ergreifen. O ' Tonnelweigertesich . sich
wieder zu setzen , als der Sprecher ihn da¬
zu ausforderte und sprach weiter unter großer Un¬
ruhe und Beifall bei den Iren . Seine Ausführungen
blieben unverständlich. Er verließ die Bänke der Na¬
tionalisten und stellte sich , den Sitzungssaal durchschrei¬
tend , vor den Premierminister hin . dem er den Schluß
seiner Rede ins Gesicht schrie. Man glaubte zuerst, er
wolle Balfour thätlich angreifen . Die übrigen Minister
schaarten sich um denselben , um ihn zu schützen. Balfour
bewahrte während des ganzen Auftrittes Ruhe . Nachdem
O 'Donnel seine Rede beendet, begab er sich zu den Bänken
der Nationalisten zurück und nahm wieder Platz . Der
Premierminister beantragte . O ' Donnel solle vor¬
läufig von den Sitzungen des Hauses aus¬
geschlossenwerden . Unter großer Erregung
stimmte das Haus über den Antrag ab , der mit 341 gegen
61 Stimmen angenommen wurde . O 'Donnel verließ in¬
zwischen den Saal . Darauf wurde 'der Antrag Balfour
betreffend Vertheilung der Geschäfte mit 262 gegen 146
Stimmen angenommen , 4- Das Oberhaus hielt
eine formelle Sitzung ab und vertagte sich bis zum 3 .
November.

Grotzhrr̂ ogthmn Baden.
Karlsruhe , 17 . Oktober.

Seine Königliche Hoheit der Erbgroßherzog hat am
1 . Oktober an Seine Majestät den Kaiser und König die
Bitte gestellt , Ihn von Seiner Dienstleistung als Korn -
mandirender General des VIII . Armeekorps zu entheben.
Seine Königliche Hoheit hat dieses Gesuch mit dem
Wunsche begründet , Sich in voller Unabhängigkeit den
Interessen Seiner Heimath widmen zu können, was mit
den Verpflichtungen des Generalkommandos des VIII .
Armeekorps sich nur schwer vereinbaren ließe. Seins
Majestät der Kaiser hat die Bitt ^ seiner Königlichen
Hoheit des Erbgroßherzogs genehmigt ; infolgedessen ist
Höchstderselbe gestern Abend nach Coblenz gereist , um so¬
fort den Dienst zu übergeben . Seine Königliche Hoheit
kehrt heute nach Schloß Baden zurück und begleitet Seine
Königliche Hoheit den Großherzog zu den Regiments -
Jubiläen nach Rastatt und Mannheim .

Das Grotzherzogliche Ministerium des Innern hat der
„ Südd . Reichskorresp .

" zufolge bestimmt, daß , wenn ein Ge¬
bäude , dessen Fünftel versichert ist , den Eigenthümer wechselt
und der neue Eigenthümer in das Vertragsverhältniß seines
Vorgängers eintritt ( 8 20 der Verordnung vom 15 . Dezember
1884 ) , dies — vorausgesetzt, daß dabei nicht eine anderweite
Festsetzung der Versicherungsdauer stattgefunden hat — nicht
als Abschluß eines neuen Versicherungsvertrags im Sinne des
Artikels II Ziffer 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 3 . August d . I .
anzusehen ist . Der Vertrag wird demnach , auch wenn das be¬
treffende Uebereinkommen nach dem 1 . März d . I . abge¬
schlossen ist , nicht mit dem 1 . Januar 1903 hinfällig , sondern
läuft weiter bis zu seiner Auflösung oder seinem Endtermin ,
eventuell bis zum 1 . Januar 1912 .

t Der Nachrichtendienst über die Eisverhält¬
nisse in den deutschen Küstengewässern hat in¬
folge der Einbeziehung dänischer Gewässer in den Bereich dieses
Dienstes eine wesentliche Erweiterung erfahren . Die Abonne¬
mentsgebühr für den regelmäßigen Bezug der telegraphischen
Eisberichte für ein Winterhalbjahr (Oktober bis April ) ist be¬
deutend herabgesetzt worden ; sie beträgt für den Eisbericht der
deutschen Ost- oder Nordseeküste , einschließlich der dänischen
Gewässer , 40 M . Die Bezieher der amtlichen Eisberichte wür¬
den die Abonnementsgebühren für das Winterhalbjahr bei dem
diesseitigen Telegraphenamte im Voraus zu entrichten haben.

L3 ( Schwurgerichtssitzung vom 16 . Oktober . )
Vor dem Schwurgerichte erschienen heute unter der schweren
Anklage des Meineids und der Anstiftung zum
Meineid die 42 Jahre alte Ehefrau Elisabetha Heck geb .
Kritzer aus Oosscheuern und die im Jahre 1873 geborene Ehe¬
frau Marie Kühn geb . Burster aus Ottersdorf , beide in
Durmersheim wohnhaft . Diese beiden Angeklagten haben , wie
sie selbst zugestanden, am 14. Juni 1901 vor dem Schöffen¬
gericht Rastatt den von ihnen geleisteten Eid durch ein wissent¬
lich falsches Zeuguiß verletzt , indem sie als Zeuginnen in der
Anklagesache gegen den 16 Jahre alten Gypser Josef Heck aus
Durmersheim wegen Körperverletzung unwahrer Weise an -
gaben, sie hätten gesehen , wie Heck das 4 Jahre alte Töchter-
chen der Angeklagten Heck geschlagen habe. Außer des Mein¬
eids war die Heck auch der Anstiftung zum Meineid angeklagt,
öenn sie wurde beschuldigt, die Kühn zu ihren falschen Aus-
argen bestimmt zu haben. Die Angeklagte Heck bestritt dies ;
Ne behauptete, daß sie die Kühn nie zu unwahren eidlichen An¬
gaben veranlaßt hat . Die Ursache , welche zu dem heutigen
Strafprozeß Anlaß gegeben hat , ist in Familienstreitigkeiten
Zu suchen, die zwischen der Familie der Angeklagten Heck und
der Familie des Gypsers Heck wegen Erbschaftsangelegen¬
seiten entstanden sind und schon zu vielen Prozeßen zwischen
d«ll>en , nahe verwandten Familien geführt haben . Als der
lange Gypser Heck am 14. Juni v . I . sich vor dem Schöffen¬
gericht Rastatt wegen Körperverletzung des Kindes der Heck —
die es sich später herausstellte unbegründeter Weise — zu ver¬

antworten hatte , ließ sich nach der erhobenen Anklage die Heck
dazu Hinreißen, nicht nur selbst einen Meineid zu leisten, son¬
dern auch die geistig etwas beschränkte Kühn zu veranlassen,
unter ihrem Eide falsche Angaben zum Nachtheil des Heck zu
machen . Die Geschworenen konnten sich im Hinblick auf den
geistigen Zustand der Kühn nicht entschließen, die bezüglich
dieser Angeklagten gestellte Schuldfrage zu bejahen . Es mußte
daher auch bezüglich der Heck die Schuldfrage wegen Anstiftung
zum Meineid verneint werden. Dagegen wurde die Heck des
Meineids schuldig gesprochen . Das Urtheil lautete bei der
Kühn auf Freisprechung , bei der Heck auf 2 Jahre
3 Monate Zuchthaus , 5 Jahre Ehrverlust und dauernde
Zeugenunfähigkeit.

^ (Aus dem Polizeibericht . ) In verflossener Nacht
gegen 1 Uhr ist in dem Keller eines Hinterhauses in der Kronen¬
straße Feuer ausgebrochen, das durch die herbeigerufene
Feuerwache gelöscht wurde. — Eine halbe Stunde früher war
in einem Hause in der Kapellenstraße ein Kellerbrand
ausgebrochen, der ebenfalls durch die Feuerwache gelöscht
wurde. -

V Heidelberg, 16. Okt . Heute fand im Saalbau eine größere
Feier gelegentlich des 25jährigen Bestehens der Höheren
Töchterschule dahier statt . Eine Reihe von Reden, zum
Theil von tiefgehender Bedeutung wechselten mit Vorträgen der
Schülerinnen ab . — Im Stadttheatcr werden Bryons
„Rühmlose Helden " mit dauerndem Erfolg gegeben. In der
Oper gefällt besonders ein junger Bariton , Herr Mecbler.
Kommenden Sonntag geht Audrans „Puppe " in Szene .

* Kleine Nachrichten aus Baden. Das Mannheimer
Schwurgericht verurtheilte den 76 '

Jahre alten Amtsrevisor
Adam Meiß aus Wertheim a . M . wegen Unterschlagung im
Amte zu 10 Monaten Gefängniß . Der Angeklagte hatte als
Rechner des Chorstiftungssonds und der Pfarrkirchenkasse im
Laufe der letzten Jahre 5000 M . unterschlagen. Die Summe
ist von den Angehörigen! gedeckt worden. — In Furschenbach
löste sich gestern in einem Steinbruch ein größerer Felsblock ,
stürzte in die Tiefe und begrub daselbst einen italienischen Ar¬
beiter . Der Verunglückte war sofort todt . Die Leiche konnte
noch nicht geborgen werden. — In Zell- Weierbach beginnt die
Weinlese in den Feldreben am 16 . Oktober, in den Berg¬
reben am 20 . Oktober . — In Freiburg erlitt gestern! Abend
auf dem Holzmarktplatz Herr Privatier Wolfin ger einen
Schlaganfall . Der Arzt konnte nur noch den Tod konstatiren.
— Ebendaselbst tödtete sich ein 35jähriger Referendar , der sich
hier zur Erholung aufhielt , in seiner Wohnung durch einen
Schuß in die Schläfe. Als Motiv der That wird Krankheit
vermuthet . — In Konstanz wird das dortige Regiment am 18.
Oktober eine Erinnerungsfeier an seinen verewigten
Chef , Kaiser Friedrich, begehen .

Ntuekc Nachrichten und Telegramme.
* Stuttgart, 18 . Okt . Der Minister des Innern , Dr . von

Pischek , begab sich, laut „ Schwäb . Merkur "
, heute Nacht

nach Berlin zur Theilnahme an den Verhandlungen des
Reichstags über den Zolltarif .

* Wien, 16. Okt. Im Abgeordnetenhause legte der Ver-
theidigungsminister Gras Welsersheimb einen Gesetzent¬
wurf vor, nach dem außer der normalen Verlängerung
des Rekrutenkontingents die Beiziehung der je¬
weiligen drei jüngsten Jahrgänge der Ersatzreserve zur
aktiven Dienstleistung nach Maßgabe und auf die Zeit
des unumgänglichen Bedarfs in einer jährlich zu bewilli¬
genden Höchstziffer gestattet wird . Diese Höchstziffer wird
für die Zeit vom 1 . Oktober 1902 bis 30 . September 1903
und für den gleichen Zeitraum bis 30 . September 1904
für das Heer mit je 20 OM Mann (wovon 11 460 Mann
auf Oesterreich entfallen) , für die Landwehr mit je 4600
Mann festgesetzt . Sodann übermittelte der Finanzminister
den Gesetzentwurf betreffend Deckung des auf die dies¬
seitige Reichshälfte entfallenden Antheils an dem außer¬
ordentlichen Kredite von 38 Millionen Kronen , welcher
für Beschaffung von Feldhaubitzen und
neuen Gebirgsgeschützen sowie für die damit
verbundene Ausstellung von Feldhaubitzbatterie -Divistonen
und für Reorganisation der Gebirgsartillerie bewilligt ist .
In seinem Finanzexpose führte der Finanzminister aus ,
daß infolge der Wirkungen der fortdauernden , jedoch glück¬
licherweise nicht zu einer wirthschaftlichen Krise ausge¬
arteten wirthschastlichen Depression einerseits und anderer¬
seits durch die unaufhörlich wachsenden Staatsausgaben
sowie durch Erhöhung des Aufwandes für die Staats¬
schuld die Knappheit des Budgets wie beim letzten Budget
fortdauere , so daß wie im Vorjahre die Herstellung des
Gleichgewichts die größten Schwierigkeiten bereitete. Der
Finanzminister kündigte eine Gesetzesvorlagean betreffend
Erhöhung der seit 30 Jahren unveränderten Civilliste
für den Kaiserlichen Hofstaat um zwei Millionen Kronen
für die nächsten zehn Jahre .

* London , 16 . Okt . Das Reutersche Bureau erhielt
eine Mittheilung vom Tschadsee, die bis Ende August
reicht und aus der hervorgeht, daß damals in Bornu und
an der deutsch -englischen Grenze alles ruhig war . Zwi¬
schen dem englischen Residenten in Bornu und dem deut¬
schen Residenten in Dikwa bestehen die freundschaftlichsten
Beziehungen. Ein neuer deutscher Posten ist zu Koseri,
gegenüber dem französischen Posten in Fort Larry , er¬
richtet worden.

* London , 17. Okt . Der irische Abgeordnete Mac Hugh
wurde in Sligo wegen Bedrohung und Theilnahme an einer
Verschwörung zu zwei Monaten Gefängniß und Zwangsarbeit
verurtheilt . Seinem Gesuche, ihn gegen Stellung einer
Kaution auf freiem Fuß zu belassen , wurde stattgegeben .

* Belgrad, 17 . Okt . Die D em i ssi o n d e s K ab in e t s
ist endgiltig angenommen . Der König hatte eine Be¬
sprechung mit Politikern der verschiedenen Parteirichtungen .
Die Bildung eines Koalitionsministeriums , bestehend aus Fort¬
schrittlern, Neutralen , Radikalen und Liberalen der gemäßigten
Richtung, gilt als '

bevorstehend . Das neue Kabinet dürste auf
jeden Fall konservativer gefärbt sein , als das bisherige .

* Belgrad, 17 . Ost . General Markowitsch ist formell
mit der Bildung des neuen Kabinets betraut worden .

* St . Petersburg , 17 . Ott . Der Minister de s A us -
wärtigen ist gestern nach Livada abgereist.

* Washington , 16. Ost . Das Kriegsdepartement ordnete die
Herabminderung der regulären Armee der Vereinigten
Staaten auf das gesetzliche Minimum von 58 600 Mann an.

* New -Vork , 16 . Ost . Ein Telegramm aus Willemstad be¬
richtet : Als am Montag die Schlacht bei La Victoria !
begann , waren Matos und Mendoza nicht zugegen. Die Auf- !

ständigen zählten 3100 Mann . Präsident Castro führte seineTruppen zweimal persönlich zum Angriff. General Gue -
vara wurde getödtet. Am Dienstag Morgen begann der
Kampf von neuem, in dessen Verlauf sich Castro am Nachmittag
nach La Victoria zurückzog . Das Gefecht wurde darauf einge¬stellt. An demselben Tage trafen Matos und Mendozannt ihren Truppen ein und brachten so die Zahl der Streit -
stafte der Aufständigen auf 8000 Mann . Gestern wurde der
Kampf fortgesetzt . Castro standen 6000 Mann zur Verfügung .Am Nachmittag waren die Aufständigen etwas im Vortheil .Die Stadt La Victoria ist mit Verwundeten überfüllt ,* Johannesburg , 17 . Okt. Durch die Nachrichten über
die Pläne der Regierung veranlaßt , richtete die Minen -
kamnrer des Randes ein Schreiben an Lord Milner , in
welchem sie erklärt , daß eine starke Heranziehung
zu den Kriegskosten für die Zukunft Transvaals ,
unheilvoll sein würde . Das Schreiben ersucht die Regie¬
rung , ihre Absichten rechtzeitig kundzugeben und spricht
sich dahin aus , daß auf alle Fälle fünf Jahre lang keine
Zahlung zu den Kriegskosten gefordert werden soll .

Verschiedenes .
7 Berlin , 17 . Okt . ( Telegr . ) Das Befinden des Reichs¬

tagsabgeordneten v . Levezowgibt neuerdings zu ernsten Be¬
sorgnissen Anlaß.

1 Brnnsbüttler Hafen, 17. Okt . (Telegr . ) Beim zweiten
Feuerschiff Cuxhaven-Helgoland wurde ein Lootsenbootvom schwedischen Dampfer „Aron" angerannt . Ein Lootse und
ein Bootsmann ertranken.

f Paris , 17. Okt . (Telegr . ) Auf dem Bahnhofe von La-
cave , in der Nähe von Perigueux , erfolgte ein Zusammen -
stoß zweier Personenzüge. Mehrere Reisende wurden mehroder weniger schwer verletzt .

1 Palermo , 16 . Ott . ( Telegr . ) Der heute Früh 8 Uhr30 Min . nach Catania abgegangene. Eisenbahnzug ist bei
Creda entgleist. Vierzehn Personen wurden verletzt .

Hroßyerzogliches KoftheaLer.
Im Hoftheater in Karlsruhe .

Samstag . 18 . Ott . Abth . V 12. Ab. -Worst . (Kleine
Preise . ) Zum ersten Mal : „Die Familie Schroffenstein"»
Trauerspiel in 6 Men von Kleist . Anfang 7 Uhr, Ende halb10 Uhr.

Sonntag . 19 . Ott . Abth . S . 12. Ab. -Vorst. ( Mittel¬
preise. ) „Das Glöckchen des Eremiten" , komische Oper in 3
Asten, nach dem Französischen des Locroh und Cormon, deutsche
Bearbeitung von G . Ernst, Musik von Aime Maillart . Hieraus :
„Pan im Busch" , Tanzspiel in einem Aufzug von O . I . Bier¬
baum , Musik von Felix Mottl . Anfang 6 Uhr, Ende halb
10 Uhr.

Dienstag , 21 . Ott . Abth . / c. 13 . Ab .-Vorst. ( Kleine
Preise . ) „Der Geizige " , Lustspiel in 5 Akten von Moliäre .
Hieraus : „Blau " , Lustspiel in 1 Akt von Max Bernstein . An¬
fang 7 Uhr, Ende nach 9 Uhr .

Donnerstag , 23 . Okt . Abth . 8 . 13 . Ab .-Vorst. ( Mittel¬
preise. ) Anläßlich Lortzings Geburtsfest: Zum 100 . Male :
„Zar und Zimmermann" , komische Oper in 3 Akten , Text und
Musik von Albert Lortzing . Anfang 7 Uhr , Ende gegen
10 Uhr.

Freitag , 24 . Okt . Abth . C . 13 . Ab . -Vorst . ( Kleine Preise . )
„Die Neuvermählten" , Schauspiel in 2 Akten von Björnstjerne
Björnson . — „Das Schwert des Damokles " , Schwank in einem
Akt von G . zu Putlitz . — Tanz . Anfang 7 Uhr. Ende halb10 Uhr.

Samstag , 26 . Okt . Abth . ./V. 14 . Ab .- Vorst. ( Kleine
Preise . ) Zum ersten Male wiederholt : „Die Familie Schroffen¬
stein" , Trauerspiel in 5 Akten von Kleist . Anfang 7 Uhr, Ende
halb 10 Uhr.

Sonntag , 26 . Ott . Abth . L . 14 . Ab . -Vorst. ( Große
Preise . ) „Lohengrin" , große romantische Oper in 3 Akten von
Richard Wagner . Anfang 6 Uhr , Ende gegen halb 11 Uhr.

Zu schriftlichen Bestellungen von hier wollen die an den
Billetkassen des Hoftheaters erhältlichen Vordrucke benützt und
die auf denselben näher bezeichnten Bestimmungen beobachtet
werden .

In der Zeit vom 4 . bis 8 . November wird Frau Agnes
Sorma ein dreimaliges Gastspiel an der hiesigen Hofbühne
geben und zwar : am 4 . November ( 1 . Vorst , außer Ab . ) als
Marikke in „ Johannisfeuer "

, am 6 . November ( 2 . Vorst,
außer Ab . ) als Giuditta in „ Die Zwillingsschwester " und am
8 . November ( 3 . Vorst , außer Ab . ) als Zoe , Phoebe, Perfida ,
Nymphas und Zenobia in „Der Meister von Palmyra " .

Zu diesen drei Vorstellungen wird ein Sonderabonnement
zu Mittelpreisen eröffnet. Beim Verkauf von Eintrittskarten
zu den einzelnen Vorstellungen werden Große Preise er¬
hoben. Näheres ist aus den Bekanntmachungen ersichtlich .

Im Theater in Baden .
Mittwoch, 22 . Okt . 4 . Ab .- Vorst . „Das Nachtlager in

Granada " , romantische Oper in 2 Akten von Konradin Kreutzer.
Anfang halb 7 Uhr, Ende gegen 9 Uhr .

Wetter am Donnerstag, den 16. Oktober 1902
Hamburg und Breslau Nachmittags Regen, Swinemünde und

Metz Vormittags Regen, Neufahrwasser meist bewölkt , Münster
zeitweise Regenschauer , Chemnitz und München Nachts Regen .

Wetternachrichten a«S dem Süden
vom 17 . Oktober 1902, Vormittags 7 Uhr.

Rom bedeckt 17 °, Florenz heiter 14°, Triest bedeckt 17°,
Nizza wolkenlos 14".
Wetterbericht des Centralburrans für Meteorologie ». Hydrogr.

vom 17 . Oktober 1902.
Mit etwas abnehmender Tiefe ist die Depression , welche ge¬

stern über dem norwegischen Meere gelegen war , bis zum süd¬
lichen Skandinavien weiter gezogen, doch verursacht sie nochbis zu den Alpen herab triibes oder unbeständiges Wetter mit
Regenfällen . Da hoher Druck im Westen von Europa er¬
schienen ist , so hat es bei uns abgekühlt . Unbeständiges und
kühles Wetter , vorerst noch mit Regenfällen, ist zu erwarten .
WitterungSbeodachtunge » der Meteorolog . Statt, » Sarlsr »he.

Sbso!. Keurbiit
Oktober in 6. in

Prvh .
16. Nachts S« U . 744 4 10 2 70 76
17 . Mrg « . 7" U . 744 7 8 .8 6 .6 78
17. MittgS . 2« U. 7457 8 .4 6 .2 76

» >» >-

" >

bedeckt

Heller

Höchste Temperatur am 16 Oktober 150 : niedrigste in der
darauffolgenden Nacht : 8 6

Niederschlagsmenge des 16. Oktober : 45 mm.
Wassersta «d de- Rheins . Maxan , 17 Oktober 420 m,

gestiegen 20 vm .

Verantwortlicher Redchffeur : Juli » » « atz i«
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EolhiiiilhkLtllligsWstlilt
— ! vormals Friedrich Andreas Perthes

i. MMt HHMmkmi >0 8kck>>, AiMt. >>
Anlettung >ur

Ermittelung des Selbstkostenpreises
zur Kalkulation .

Bearbeitet von Herma » « Lohr ,
Gewerbelehrer in Offenburg.

Preis 6« Pfennig

Das „ Schülerheft " , textlich gekürzt , das den Kostenberech¬
nungen (Preisermittelungen ) der Schüler vorgek estet werden kann ,
kostet 5V Pfennig .

Zn beziehen durch jede Buchhandlung .

Gabelskerger Amograpkememn Karlsruhe
- Gegründet am 18 . Oktober 1872 . -

LlnlaäunA -
Der Verein begeht am 18 . Oktober d. I ., AbendS 8 '/, Uhr , im

kleine « Saale der Festhalle
da» M sei»» dreißigjährigt« Keßeheas

durch eine Festfeier mit daranffolgeudem Tanz und Gabenverloosnng .
Wir laden hierzu all' unsere Mitglieder nebst Angehörigen, Freunde unserer

Bestrebungen, sowie alle, die dem Vereine in dieser langen Zeit nahe gestanden
haben, zu zahlreichem Besuche freundltchst ein . Karten für Nichtmitglieder
wollen bei Herrn Architekt Zins er , Sofienstr . 118 und Frl . Eberle ,
Lammstraße 12 (Niederlage der Yostmaschtne ) angesordert werden.
B879 .2 Dsr Vonstsnü .

Xl.Zstsssbui'gsi' plsnls kottsno
2lsIrrrnA sloUvr IS 1ilc»v « r» 1»« r 1902 .

LIeineI.oosr»dl ! Vsrminäkrung der Oevmneausxesoblossev l

' 20 ° .L 39000 10000
Vio 1130 letzten 6evions verdev wit IO"/» und die 31 ersten
6evinos wit 25°/» ^bunx vom (Generalagenten ansberadlt .
> 1.008 l blk. , II I-008S lv KIK. ; Porto ll Kiste 25 Pf. extra

eMM K 8IÜKÜilLkr , 8INWdm 1. k.
Hier bei v » OSIn , Uebelstr 1 / 5 » . v . k . Osblsensnn ,

VOn. Idkielter , t.» Mierbel . B 935.2

r>o

G. Kraun'
sche Hofduchdnckem und Utting, Karlsruhe.

Das bEseks Z.ustüluuu§s§ssöt2
rum 888 mit k> !äutei-ungk»

von Vr . L . Oornsn ,
ZtrSfident des Landgerichts Lartsrrche .

Preis geb . Mk. IS SV.

Z« beziehe « durch jede Buchhandlung .

üuMtllv lttltill-1^8enbilline»
^ litikN - 6686 » 80kLft .

Die Aktionäre der Gothaische «
BerlagSaustalt , vormals Friedrich
Andreas Perthes , Actiengesell-
schaft, werden hiermit zur

Generalversammlung
etngeladen, welche

Meustag den 11 . November d. I.,
Bormittags 9 Uhr,

im Geschästshause der Gesellschaft
zu Gotha

stattfinden wird.
Tagesordnung :

1 . Bericht des Vorstandes und des
Aufstchtsraths über das Geschäfts¬
jahr 1901/1902.

2 . Beschlußfassung über die Bilanz
und die Berrheilung des Rein¬
gewinns.

3 . Entlastung des Aufstchtsraths und
Vorstands .

4 . Wahl zum Auffichtsrath.
5 . Antrag des Aufstchtsraths : Die

Generalversammlung wolle den
AufsichtSrarh ermächtigen, nach
Austrag des schwebenden Prozeßes ,
Ftrmenänderung betreffend , die
zur Ausführung des Beschlusses
der außerordentlichen Generalver¬
sammlung vom 23. Dezember 1901 ,
Punkt 1 der Tagesordnung erfor¬
derlichen redaktionellen Aender-
ungen des Gescllschastsve , träges
vorzunehmen.

Die Actiönäre, welche an der Gene¬
ralversammlung thcilnehmc» wollen ,
haben ihre Actien oder die über die
Hinterlegung bei einem deutschen Notar
ausgestellte Bescheinigungspätestens am
7 . November d . I . vor 6 Uhr Abends
bei der Gesellschaftskaffe in Gotha ,
oder bei den Banktiäusern Phil . Nie .

Schmidt in Frankfurt a. M .,
Beit L. Hamburger in Karls¬
ruhe und B . M . StruPP in
Gotha B980

zu hinterlegen.
Gotha , den 15 . Oktober 1902 .

Der Borstand.
Rümpler .

RaWreiber -Wch.
Ein in allen Zweigen der Ge¬

meindeverwaltung gewandter Rath¬
schreiber, wird von einer kleineren
Amtsstadt für den laufenden Dienst
gesucht . Derselbe mutz selbständig
arbeiten können.

Gefl . Offerten mit Gehaltsansprü¬
chen unter Chiffre V .972 an die Ex¬
pedition d. Bl . erbeten. V .972 .1

Mittwoch, den 22 . Oktober d. I .,
Bormittags 9 Uhr, werde ich in
Würm ( Zusammenkunft am Rath -
haus ) gegen baare Zahlung im Voll¬
streckungswege öffentlich versteigern:

2 Pferde , 3 Kühe, 1 Rind , 2
Schweine, 16 Hühner , 40 Garben
Hafer , 30 Zentner Stroh , circa
250 Zentner Heu , 50 Zentner
Oehrnd, 1 Jagdwagen , 3 schwere
Wagen , eine größere Parthie
Dielen , Rund - und Bauholz , 1
Futterschneidmaschine, 1 Kleider¬
schrank , 1 Kommode , das Erträg -
niß von 9 Ar Dickrüben, und 18
Ar Kartoffeln , und 2 Zentner
Aepfel. V .971.

Pforzheim , den 16. Oktober 1902.
Heid,

Gerichtsvollzieher.

Am 18 . d. Mts . wird die 17,13 An,, lange »ormalspurige
Nebenbahn Reckarbischofsheim Staatsbahuh .—Hüffeuhardt für de«
gesammte« Berkehr eröffnet . An der Linie liegen die Stationen Neikar -
bischofsheimNbh « . , Helmhof (Haltepunkt) Untergimpern, Obergimpern»
Siegelsbach und Hüffeuhardt . Auf Station Reckarbischofsheim Bad . Bahn
ist Anschluß an die Badische Staatsbahn . Der Haltepunkt Helmhof dient nur
dem Personenverkehr, die übrigen Stationen find für den Gesammtverkehc ein¬
gerichtet . Sprengstoffe werden auf allen für den Güterverkehr eingerichteten
Stationen angenommen und ausgeliefert . Schwere Fahrzeuge, zu deren Ber¬
lind Entladung eine Stirnrampe erforderlich ist, find von der Beförderung
ausgeschloffen . Mit dem Tage der Eröffnung tritt der Lokaltarif für die
Nebenbahn in Kraft . Derselbe kann von den Stationen käuflich bezogen
werben, lieber die sonstigen Verkehrs-Verhältnisse der Strecke geben die
Unterzeichnete Direktion und die Stationen der Nebenbahn Auskunft.

Nadelimtzholz -
verftergerung .

Das Grotzh . Forstamt St . Blaste «
versteigert 7O00 Festmeter Fichten- und

! Tannen -Stamm - und Klotzholz darunter
! 300 Festmeler Spaltholz und zwar :
>1 . am Montag 27 . Oktober 1802 ,
j Vormittags 8 Uhr ,
im Felsenkeller in St . Blaste « aus
den Albthalwaldungen ;
2 am Dienstag, 28 . Oktober 18V2 .

Bormittags 10 Uhr ,
in der Sonne in Todtmoos aus den
Wehrathalwaidungen . B 977 .1

Listenauszüge und Auskunft durch
das Forstamt .

Karlsruhe , den 14 . Oktober 1902 .
8is HinelLlion -

B982

SchreivgehUse ,
solid und mit gewandter Schrift wird
zum baldigen Eintritt gesucht bei einem
jährlichen Anfangsgehalt von 600 M .

Inzipienten bevorzugt. Näheres
i unter Vorlage der Zeugnisse beim
i Notariat Karlsruhe N .

Bürgerliche Rechtsstreite.
Ladung .

B '979 .1 . Nr . 16 716 . Karlsruhe .
Der Malergehilie Wilhelm Kurz bei
Schnabel L Henning zu Bruchsal,
P . rneßbcvollwächtigler: Rechtsanwalt
Rothschild in Bruchsal klagt gegen seine
Ehefrau Eva geb . Dietrich z . Zt . in
Basel, obere Rheinstraße Nr . 38 bei
Franz Letzeisen , früher zu Bruchsal
nnf Grund der Z§ 1565, 1567 B .G .B
mit dem Anträge , daß die Ehe der
Streittheile aus Verschulden der Be¬
klagten geschieden werde .

Der Kläger ladet die Beklagte zur
mündlichen Verhandlung des Rechts¬
streits vor die dritte Eivilkammer des
Großh . Landgerichts zu Karlsruhe auf
Donnerstag , 11 . Dezember 1902 ,

Vormittags 9 Uhr ,
Zum Zwecke der öffentlichen Zustel¬

lung wird dieser Auszug der Klage
bekannt g macht ,
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen Anwalt
zu bestellen .

Karlsruhe , den 14 Oktober 1902 .
Groß ,

Gerichtsschreiber des Gr . Landgerichts,
Ladung.

B '939 .2 . Nr . 15 213 . Konstanz .
Die Ehefrau des Kaufmanns Emil
Simon » Anna geb . Schreiber in Wen¬
zens chwand , Prozeßbevollmächtigter:
Rechtsanwalt C. Beyerle in Kon¬
stanz, klagt gegen ihren Ehemann ,
früher zu Donaueschingen, zur Zeit
an unbekannten Orten abwesend , un¬
ter der Behauptung , daß ihr Heiraths -
gut infolge der Vermögenszerrüttung
des Beklagten in Gefahr sei , auf
Vermögensabsonderung.

Die Klägerin ladet den Beklagten
zur mündlichen Verhandlung des
Rechtsstreits vor die II . Civilkarnmer
des Großherzoglichen Landgerichts zu
Konstanz auf

Freitag , den 12 . Dezember 1902 ,
Vormittags 9 Uhr,

mit der Aufforderung, einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen An¬
walt zu bestellen .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustel¬
lung wird dieser Auszug der Klage be¬
kannt gemacht .

Konstanz, den 14. Oktober 1902.
Wickert, ,

Gerichtsschreiber Gr . Landgerichts. I
Konkurse . z

V .964 . Nr . 11 470 . Eberbach, i
Ueber das Vermögen des Schuh- >
machers Adolf Wesch I . in Scholl-
brunn wird heute am 16 . Oktober
1902 , Mittags 11V. Uhr. das Kon¬
kursverfahren eröffnet.

Der Kaufmann Karl Philipp
Krauth zu Cberbach wird zum Kon¬
kursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum
12 . November 1902 bei dem Gerichte
anzumelden. ,

Es wird Termin anberaumt vor
dem diesseitigen Gerichte zur Be¬
schlußfassung über die Beibehal¬
tung des ernannten oder die
Wahl eines andern Verwalters , so- !
wie über die Bestellung eines Gläu¬
bigerausschusses und eintretenden
Falls über die in § 132 der Kon¬
kursordnung bezeichnten Gegenstände
und zur Prüfung der angemeldeten
Forderungen auf
Donnerstag, den 20 . November 1902 ,

Vormittags halb 11 Uhr.
Allen Personen , welche eine zur

Konkursmasse gehörige Sache in Be¬
sitz haben oder zur Konkursmasse et¬
was schuldig sind , wird aufgegeben,
nichts an den Gemeinschuldner zu ver¬
abfolgen oder zu leisten, auch die Ver¬
pflichtung auferlegt , von dem Besitze
der Sache und von den Forderungen ,
für welche sie aus der Sache abge¬
sonderte Befriedigung in Anspruch
nehmen, dem Konkursverwalter bis
zum 12. November 1902 Anzeige zu
machen .

Eberbach , den 16 . Oktober 1902.
Großh . Amtsgericht,

gez. König.
Dies veröffentlicht:

Heinrich ,
Amtsgerichtesekretär.

V .965 . Nr . 40 847 1 . Mannheim .
In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Spezereihändlers Her¬
mann Schick in Mannheim ist zur Ab¬
nahme der Schlußrechnung des Ver¬
walters , zur Erhebung von Einwen¬
dungen gegen das Schlußverzeichmß
der bei der Vertheilung zu berück¬
sichtigenden Forderungen und zur Be¬
schlußfassung der Gläubiger Wer die
nicht verwerthbaren Vermögensstücke
Schlußtermin bestimmt auf :

Freitag , den 14. November 1902 ,
Vormittags halb 12 Uhr,

vor dem Amtsgerichte Hierselbst , Ab¬
theilung 3 , 2. Stock , Zimmer Nr . 2 .

Mannheim , den 14 . Oktober 1902 .
Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts.

Mohr.
V .936 . Nr . 12 668 . Schopfheim.

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Müllers und Bäckers
Erhard Haberbusch in Wehr ist zur
Abnahme der Schlußrechnung des
Verwalters , zur Erhebung von Ein¬
wendungen gegen das Schlußverzeich-
niß der bei der Vertheilung zu be¬
rücksichtigenden Forderungen und zur
Beschlußfassung der Gläubiger Wer
die nicht verwerthbaren Vermögens¬
stücke der Schlußtermin auf

Mittwoch, den 5. November 1902»
Vormittags halb 12 Uhr,

vor dem Großherzoglichen Amtsge»
richte hierselbst bestimmt.

Schopfheim, den 14 . Oktober 1902.
Strohauer ,

Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts.
B '974 . Nr . 44448 . Karlsruhe -

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Hermann Mahwald
in Karlsruhe , Inhaber der Firma
Hermann Maywald, Cartormagefabrik
hier ist zur Abnabme der Schlußrech.
nuug des Verwalters , zur Erhebung
von Einwendungen gegen das Schluß-,
verzetchniß und zur Beschlußfassung
der Gläubiger über die nicht verwerth»
baren Bermögensstücke der Schluß¬
termin auf
Samstag , den 15 . November 1902>.

Vormittags 9°/« Uhr ,
vor dem Großh . Amtsgerichte Hierselbst,
Akademiestraße Nr . 2 8 , III . Stocks
Zimmer Nr . 49 bestimmt .

Karlsruhe , den 15 Oktober 1902.
Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts,

B o P p r ö.
B '981 . Karlsruhe .

ZWMM-kiMH.
Im Wege der Zwangsvollstreckung

soll das dahier betegene , im Grund¬
buche von hier zur Zeit der Eintragung
des Bersteigerungsvermerkcs zur unab-
getheilten Hälfte auf den Namen des
Maurermeisters Friedrich Nagel
in Eggenstein eingetragene, nachstehend
beschriebene Grundstück am
Freitag , den IS . Dezember 1802 »

Vormittags 8 Uhr .
durch das Unterzeichnete Notariat in
dessen Diensttäumcn Amaltenstraße 19
versteigert werden :

Lagerbuch Nr . 2427 . Flächeninhalt
7 » 33 qen Gelände mit Rüppur-
rerstratze Nr. 152 bezeichnet, amt¬
lich geschätzt zu . . . . 10 300 M .

hievon die unabgetheilte Hälfte.
Der Bersteigerunqsvermerk ist am

11 September 1802 in das Grund¬
buch einactragen worden.

Die Einsicht der Mittheilungen des
Grundbuchcmtts. sowie der übrigen
das Grundstück betreffenden Nach¬
weisungen, insbesondere der Schätz¬
ungsurkunde ist Jedermann gestattet.

Es ergeht die Aufforderung , Rechte ,
soweit sie zur Zeit der Eintragung
des Versteigerungsvermerkes aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren , spä¬
testens im Versteigerungstermine vor
der Aufforderung zur Abgabe von Ge¬
boten anzumelden und , wenn der
Gläubiger widerspricht, glaubhaft zu
machen , widrigenfalls sie bei der Fest¬
stellung des geringsten Gebots nicht
berücksichtigt und bei der Vertheilung ,
des Versteigerungserlöses dem An¬
sprüche des Gläubigers und den übri¬
gen Rechten nachgesetzt werden.

Diejenigen , welche ein der Ver¬
steigerung entgegenstehendes Recht
haben , werden anfgesordert , vor der
Ertheilung des Zuschlags die Auf¬
hebung oder einstweilige Einstellung
des Verfahrens herbeizuführen , widri¬
genfalls für das Recht der Versteige¬
rungserlös an die Stelle des verstei¬
gerten Gegenstandes tritt .

Karlsruhe , den 10 . Oktober 1902.
Großh . Notariat V

als Bollstreckungsgericht .
Beck .

Strafrechtspflege
Ladung.

B 960.3 . Nr . 28 ^22 . Heidelberg
Der am 17 . Februar 1872 zu Langen¬
steinbach geborene, zuletzt in Heidel¬
berg wohnhaft gewesene , jetzt an un¬
bekannten Orten sich aufhaltende
Kaminfeger Wilhelm Nagel wird be¬
schuldigt , als beurlaubter Reservist
ohne Erlaubniß ausgewandert zu sein .

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3 deS
Strafgesetzbuchs.

Derselbe wird auf Anordnung des
Grotzherzoglichen Amtsgerichts Hier¬
selbst auf

Samstag , den 29 . November 1902,
Vormittags 9 Uhr,

vor das Großherzogliche Schöffenge¬
richt Heidelberg zur Hauptverhand-
lung geladen.

Bei unentschuldigtem Ausbleiben
wird derselbe auf Grund der nach 8
472 der Strafprozeßordnung von dem
Königl. Bezirkskommcmdo zu Heidel¬
berg ausgestellten Erklärung verur -
theilt werden.

Heidelberg, den 13 . Oktober 1902.
Fabian ,

Großh . Amtsgerichtssekretär.

Großh
V.S62 . Karlsruhe .

. Bad. StaatS-
Eisenbahnen.

Mit Giltigeit vom 16. Oktober l . I -
wird die Station Neckarbischofsheu »
(Hauptbahnhof ) mit Entfernunge»
und Frachtsätzen in sämmtliche deutsch«
Güterverkehre ausgenommen. Dl«
genannte Station ist für den Gitter-
Verkehr selbst nicht eingerichtet, dre-
selbe dient lediglich dem UebergarE '
verkehr nach und von der
neten Nebenbahnstrecke Neckarbischoss-
heim-Hüffenhardt . Nähere Auskunft
ertheilen die Abfertigungsstellen, ft ''
wie das diesseitige Giüertarifbiwea »»

Karlsruhe , den 16 . Oktober 1902,
Großh . Generaldirektton.

Druck und Berlug der G . Brau n' schen Hofbuchdruckcrei in Karlsruhe .
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